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Bericht und Antrag 

des Ausschussses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Rückstrahler 
für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
— Drucksache 7/1654 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mt Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft kann durch Vereinheitlichung der entsprechenden 
Konstruktionsvorschriften erleichtert werden. Eine Vereinheit- 
lichung dient auch der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen einheitliche Vorschriften über 
Rückstrahler für Kraftfahrzeuge geschaffen werden. 

(Einmütige Billigung im Ausschuß) 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/2544 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Wende 


Der in der Drucksache 7/1654 enthaltene Richt- 
linienentwurf wurde mit Schreiben der Präsidentin 
des Deutschen Bundestages vom 15. Februar 1974 
dem Ausschuß für Verkehr zur Beratung überwie-, 
sen. Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 18. September 1974 behandelt. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird z. Z. noch durch 
unterschiedliche Konstruktionsvorschriften behin- 
dert. Ziel des vorliegenden Richtlinienentwurfs ist 
es, die Konstruktionsvorschriften bezüglich der 
Rückstrahler für Kraftfahrzeuge zu vereinheitlichen. 
Die Vereinheitlichung dient außerdem der Verkehrs- 
sicherheit. Für ein Kraftfahrzeug, das diesen Bestim- 
mungen entspricht, darf künftig die EWG-Betriebs- 
erlaubnis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler 
Geltung nicht wegen der Rückstrahler verweigert 


werden. Anknüpfungspunkt für den Entwurf sind die 
von der UN-Wirtschaftskommission für Europa 
(EWG) bereits erlassenen Vorschriften über Rück- 
strahler. 

Der Ausschuß für Verkehr stellt fest, daß die in 
dem Entwurf enthaltenen lichttechnischen Mindest- 
werte für Rückstrahler geringer sind als die Werte 
nach deutschem nationalem Recht. Die unveränderte 
Annahme der Richtlinie müßte daher eine Qualitäts- 
einbuße bei den Rückstrahlern zur Folge haben. Da- 
her hält es der Ausschuß für erforderlich, daß sich 
die Bundesregierung bei den weiteren Verhandlun- 
gen in Brüssel für eine Heraufsetzung dieser Licht- 
werte einsetzt. Notwendig ist ferner eine redaktio- 
nelle Überarbeitung des Entwurfs. Der Ausschuß 
schlägt daher die Annahme einer entsprechenden 
Entschließung vor. 


Bonn, den 18. September 1974 


Wende 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Richtlinienvorschlag in Drucksache 7/1654 wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) in internationalen Verhandlungen für eine Heraufsetzung der Rückstrah- 
lerwerte einzutreten und 

b) in Brüssel auf eine redaktionelle Überarbeitung des Richtlinienentwurfs 
hinzuwirken. 


Bonn, den 18. September 1974 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Wende 

Vorsitzender Berichterstatter 
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